
München – Beim Thema Pfändungs-
schutzkonto kann sich Cornelia Zorn lei-
denschaftlichempören:„StellenSie sichei-
nen Hartz-IV-Empfänger vor“, sagt die
Schuldnerberaterin. „Der hat ohnehin
kaum genug zum Leben. Und dann soll er
fürseinGirokontoauchnoch15oder20Eu-
ro Gebühr im Monat zahlen. Das finde ich
unerhört.“ Zorn kennt solche Fälle zuhauf.
In der Beratungsstelle des Stralsunder Ar-
beitslosenverbandes hat sie nicht nur
selbst täglich mit Schuldnern zu tun, die
ein sogenanntes P-Konto besitzen. Sie ist
auch Mitglied im Vorstand der Bundesar-
beitsgemeinschaft der Schuldnerberatun-
gen. Aus den Berichten dort weiß sie, dass
mit den Pfändungsschutzkonten bundes-
weit „noch einiges im Argen liegt“.
Das betrifft vor allem die Kosten. Etli-

che Banken verlangen bei den speziellen
Konten für Schuldner deutlich höhere Ge-
bühren als für ein normales Girokonto.
Und das obwohl der Bundesgerichtshof
(BGH) Ende des vergangenen Jahres ent-
schieden hat, dass solche Zusatzgebühren
nicht zulässig sind.Gut 30 Institutewollen
deshalb nun ihren Kunden die zu viel ver-
langten Gebühren zurückerstatten, teilte
der Bundesverband der Verbraucherzen-
tralen (VZBV) jetztmit. Noch immer jedoch
gibt es etliche Banken, die für das P-Konto
mehr kassieren als für ein Girokonto. Die
SZ beantwortet wichtige Fragen dazu.

Wie funktioniert das P-Konto?
Menschen, die überschuldet sind oder de-
nen dieses Schicksal droht, können bei ih-
rer Hausbank ein Pfändungsschutzkonto
beantragen.DieBankmussdanndasbeste-
hende Girokonto in ein P-Konto umwan-
deln. Wer ein solches Konto hat, verfügt
über einen automatischen Pfändungs-
schutz in Höhe des Grundfreibetrages von
1028 Euro. Bis zu dieser Höhe können
Schuldner frei über dasGeld verfügen, das
siezumLebensunterhaltbenötigen.Konto-
nummer und Bankleitzahl eines P-Kontos

unterscheiden sich nicht von normalen
Konten. Für Außenstehende ist daher
nicht erkennbar, ob ein Konto gepfändet
wird. Wird ein P-Konto eingerichtet, mel-
den die Banken das einer Kredit-Auskunf-
tei wie etwa der Schufa. Es geht aber nicht
in die Beurteilung der Kreditwürdigkeit
ein. Die Gesamtanzahl der über Gerichte
gepfändete Konten liegt derzeit nach
Schätzungen bei knapp vierMillionen.

Was ist das Problemmit denKonten?
Seit ihrerEinführung2010stellenVerbrau-
cherschützer fest, dass die Banken für das
P-Konto zum Teil deutlich höhere Gebüh-
ren kassieren als für normale Girokonten.
Etliche Sparkassen und Volksbanken ver-
langendafürnachAngabendesBundesver-
bandes der Verbraucherzentralen 15 Euro
undmehr imMonat. Bei der Volksbank im
Harz sind es sogar 27 Euro. Die Banken be-
gründen das mit dem höheren Aufwand,
den sie bei der Verwaltung der Pfändungs-
schutzkontenhaben.Gerade fürPersonen,
die ohnehin überschuldet sind, seien die
Zusatzkosten jedoch fatal, meint Bianca
Skutnik, Rechtsexpertin beim VZBV: „Sie
werden damit zusätzlich bestraft.“

Wie gehen Verbraucherschützer vor?
Der VZBV hat, ebenso wie die Schutzge-
meinschaft fürBankkunden (SfB),Dutzen-
de Banken wegen der höheren Gebühren
abgemahnt – und zwei BGH-Urteile (Az.:
XI ZR 145/12 und XI ZR 500/11) erstritten.
DemnachsinddieKlauseln füreinzusätzli-
chesEntgeltbeimP-Kontounwirksam.Be-
gründungderRichter:DieBankensind zur
Einrichtung des Kontos verpflichtet und
dürfen sich das nicht zusätzlich vergüten
lassen. „Das BGH-Urteil gilt zunächst aber
nur für die verhandelten Fälle“, sagt
Rechtsanwältin Heidrun Jakobs, die für
dieSfBetlicheUrteile zugunstenderBank-
kunden erstritten hat. Ihrer Einschätzung
nachverlangt die großeMehrzahl derBan-
ken für das P-Konto noch immer höhere

Gebühren. „Die Institute wissen, dass sich
die Betroffenen meist scheuen, dagegen
vorzugehen“, meint Jakobs.

Welche Nachteile hat das P-Konto noch?
Neben den hohen Kosten sind die Pfän-
dungsschutzkonten oft mit einem einge-
schränkten Leistungsangebot verbunden.
SobekommendieKonteninhaberetwakei-
ne EC-Karte, können ihr Konto nicht on-
line führen oder müssen auf die Einrich-
tungvonEinzugsermächtigungenverzich-
ten. „Solche automatischen Beschränkun-
gen bei der Umwandlung des Girokontos
in ein P-Konto sind aus unserer Sicht nicht
zulässig“, meint VZBV-Juristin Skutnik.
Auch gegen diese Nachteile klagt die Ver-
braucherzentraledahervordemBundesge-
richtshof.Derzeit istdort einVerfahrenge-
gendieDeutscheBank anhängig. Es könn-
te noch in diesem Jahr entschieden wer-
den. Das Geldinstitut lässt seine Kunden
ein P-Konto nur auf Guthabenbasis füh-
ren. Für Kontoinhaber gibt es außerdem
keine EC- und keine Kreditkarte.

Was können Kunden gegen Benachteili-
gungen tun?
Wer zu hohe Gebühren zahlt, sollte seine
Bank oder Sparkasse schriftlich auffor-
dern, zuviel gezahlteEntgelte zurückzuer-
statten. „Man sollte dabei auf die Urteile
desBGHverweisen“, rätVerbraucherschüt-
zerinSkutnik. EinenMusterbrief dazugibt
es auf der Internetseite der Verbraucher-
zentrale Nordrhein-Westfalen (www.vz-
nrw.de). Um ihrenAnspruch zu untermau-
ern, solltenKunden anhandderKontoaus-
züge nachweisen, dass die Bank nach der
Umwandlung des Girokontos in ein Pfän-
dungsschutzkonto höhere Gebühren ver-
langt hat. Weigert sich die Bank, das Geld
zu erstatten, können sich die Kunden an
die Verbraucherzentralen wenden. Diese,
so Bianca Skutnik, gingen auf die Banken
zu – und leiteten im Zweifel ein Unterlas-
sungsverfahren ein.  ANDREAS JALSOVEC

VON KLAUS OTT UND TASOS TELLOGLOU

Athen/München – Im größten Gefängnis
von Griechenland, das im Athener Vorort
Korydallos liegt und dessen Namen trägt,
gibt es jetzt einen VIP-Flügel. So wird im
Volksmund spöttisch jener Trakt genannt,
in dem Prominente sitzen, die den Staat
und seine Bürger hintergangen haben sol-
len; oder deshalb sogar schon verurteilt
worden sind. Gemütlich ist es in Korydal-
losnicht.VierMänner teilensichnormaler-
weise eine Zeile. VIP-Flügel heißt dieser
Teil des Gefängnisses, weil dort Politiker,
Unternehmer und Manager eingesperrt
sind. Wegen Geldwäsche, Korruption, Be-
trug und dergleichen mehr. Das ist in Hel-
las, wo die Reichen und die Mächtigen of-
fenbar über dem Gesetz standen, schon
lange nicht mehr geschehen.
InKorydallos inhaftiert sindunterande-

rem der Ex-Chef einer großen Versiche-
rung, ein früherer Minister, ein Modema-
cher – und Lavrentis Lavrentiadis. Dem
hat einst die Privatbank Proton gehört, die
schließlich vom griechischen Staat mit
900Millionen vor der Pleite bewahrt wur-
de. Das Geld kam von der Europäischen
Union (EU) und vom InternationalenWäh-
rungsfonds (IWF). VordieserStützungsak-
tionmitöffentlichenMittelnsollLavrentia-

dis mithilfe zahlreicher Kompagnons die
Bank regelrecht ausgenommen haben.
Der frühere Proton-Inhaber ist wegen Be-
trug, Unterschlagung und Geldwäsche an-
geklagt. Ihmwird vorgeworfen, 701Millio-
nen Euro verschoben zu haben, vor allem
in sein eigenes Geschäftsimperium. Und
meist auf ausländische Konten. Sieben
mutmaßliche Gehilfen des Ex-Bankers,
der früher international als Musterunter-
nehmergalt,befindensichebenfalls inUn-
tersuchungshaft. InverschiedenenGefäng-
nissen im ganzen Land.
Träfen die Vorwürfe zu, dannwäre Lav-

rentiadiseinerdergrößtenWirtschaftsver-
brecher zwischen Adria und Ägäis. Die Be-
hörden haben bei seinen Transaktionen
erst lange Zeit zugeschaut, dann lange er-
mittelt, und Ende 2012 mit einem Haftbe-
fehl zugeschlagen. Der ehemalige Privat-
bankier,der inderChemiebranchegroßge-
worden war, soll sich lange sehr sicher ge-
fühlthaben.VielleichtwegenseinesReich-
tumsundwegen seiner Beziehungen. Jetzt
aber wird es eng für ihn, richtig eng. Einer
seiner Partner hat ausgepackt und den Er-
mittlern erzählt, wie er bei einer Firma als
Strohmann agiert habe. Einer Firma, die
dazu gedient habe, viele Millionen Euro
vonProton in andere Länder zu transferie-
ren. Dass der Ex-Banker bald wieder frei-

kommt,wird trotz seinerUnschuldsbeteue-
rungen immer unwahrscheinlicher. Und
an sein Vermögen kommt er auch nicht
mehr heran; zumindest nicht an das Geld,
das in der Schweiz liegt.
Das in Bellinzona im Tessin ansässige

Bundesstrafgericht hat verfügt, dass ein
Kontogesperrt bleibt, aufdemvieleMillio-
nen Euro von Lavrendiatis liegen. Griechi-
sche Behörden hatten vor knapp einem
Jahr dieses Konto und weitere Guthaben
blockieren lassen, um wenigstens einen
Teil desGeldes zu retten,dasdemStaatge-
hören soll.

158 Millionen Euro wurden in der
Schweiz eingefroren und später teilweise
sogar beschlagnahmt. Daswollte sich Lav-
rendiatiswohlnichtgefallen lassen. Jeden-
falls ging eine Firma, die offenbar zu sei-
nem Imperium zählt, beim eidgenössi-
schenBundesstrafgerichtgegendieKonto-
sperre vor.
Die Eingabe entwickelte sich allerdings

zu einem Possenspiel, was dazu führte,
dass die Beschwerdekammer des Bundes-

strafgerichtsdenWiderspruchzurückwies.
Aus rein formalen Gründen. Die Firma, die
mithilfeeinesRechtsanwaltsgegendieKon-
tosperre vorging, hatte die Beschwerde-
schrift zwar rechtzeitig eingereicht. Die
6000EuroKostenvorschuss, die für die Be-
arbeitung der Eingabe fällig waren, gingen
allerdings fünf Tage zu spät ein. Am 14. De-
zember 2012 hätte das Geld da sein sollen.
Gutgeschrieben auf einem Konto des Bun-
desstrafgerichtswurdendie6000Euroerst
am19. Dezember 2012. Da saßLavrendiatis
bereits im Gefängnis, in Korydallos.
Wegender verspätetenZahlung sei „an-

drohungsgemäß“ auf die Beschwerde
nicht einzugehen, entschied das Bundes-
strafgericht. Lavrentiadis bleibt ein klei-
ner Trost: Die Schweizer Justiz überweist
denKostenvorschuss zurück, abzüglichei-
ner Gerichtsgebühr von 500 Euro. Inso-
fernkommtderEx-Bankermitdergeschei-
terten Beschwerde im schönen Tessin bil-
lig davon. Und den griechischen Behörden
bleibt die Hoffnung, wenigstens einen Teil
der in dunklen Kanälen versickerten 701
Millionen Euro zurückzubekommen.
Doch auch das wäre nur der berühmte

TropfenaufdemheißenStein.Griechische
Politiker und Behörden haben jahrzehnte-
langgeduldet, dassMillionäreundMilliar-
däre große Summen in Steuerparadiese

brachtenundsodenheimischenFiskusbe-
trogen. Eine Listemit 2000Namenvon In-
habern Schweizer Konten der HSBC-Bank
wurde gleich von mehreren Finanzminis-
tern inAthenundhohenBeamten links lie-
gen gelassen. In diesem Verzeichnis steht
auch der Name Lavrendiatis.
DerUnternehmerhatübrigensauchger-

ne Geschäfte mit deutschen Banken und
deutschen Partnern gemacht. Ein Bank-
chefausFrankfurtsoll ihnöfterbesuchtha-
ben. Seit knapp sechs Wochen sitzt Lav-
rentiadis inUntersuchungshaft. Einigean-
dereVIPssindschonviel länger inKorydal-
los, in demnach ihnen benanntenGefäng-
nistrakt. Würde Griechenland Ernst ma-
chenmit derVerfolgung vonProminenten,
die offenbar den Staat hintergehen, dann
wäre Korydallos allerdings wohl bald zu
klein. Was die Justiz bislang aufgreift in
Hellas,woKorruptionundSteuerhinterzie-
hung an der Tagesordnung waren und es
vielleicht immer noch sind, ist nur ein An-
fang. Aber immerhin.
Wobei sich Lavrendiatis als Opfer be-

trachtet, andemeinExempelstatuiertwer-
de. Die Politik wolle dem Volk einen Sün-
denbockfürdieKrisedesLandespräsentie-
ren. So ähnlich sagt das auch ein anderer
Verdächtiger, der im VIP-Flügel von Kory-
dallos einsitzt.
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München – Sie ist Deutschlands Stolz und
war jahrelang Garant für wachsenden
Wohlstand auch in Krisenzeiten. Doch der
Erfolg der deutschen Exportwirtschaft hat
aucheineKehrseite:Deutschlandsteigerte
seinen Exportüberschuss 2012 über die
von der EU-Kommission vorgegebene
Warnschwelle. „In Euro umgerechnet be-
trägt der deutsche Leistungsbilanzüber-
schuss 169Milliarden“, sagt Hans-Werner
Sinn, Präsident des Münchner Ifo-Insti-
tuts. Das entspreche 6,4 Prozent des Brut-
toinlandsproduktes, ein Jahr zuvor waren
es noch 5,7 Prozent.
Die EU-Kommission stuft einen Wert

von mehr als sechs Prozent als stabilitäts-
gefährdendein.Beieiner längerenFehlent-
wicklung droht siemit einem Strafverfah-
ren. Für 2013 erwartet das Ifo-Institut so-
gareinenAnstiegauf6,6Prozent. VieleEx-
perten sehen imdeutschenÜberschuss ei-
nes der großen Ungleichgewichte in der
Weltwirtschaft, die für die Finanz- und
Schuldenkrise mitverantwortlich seien.
Denn Ländern mit solchen Exportwerten
stehen zwangsläufig andere mit Defiziten
gegenüber, die ihre Importe über Schul-
denfinanzierenmüssen.Der Internationa-
le Währungsfonds und die Industriestaa-
ten-Organisation OECD fordern daher von
Deutschland,mehr fürdieBinnennachfra-
ge zu tun, um die Unwucht zu beheben.
Ifo-Präsident Sinn übt an anderer Stelle

Kritik:Erbemängelt schon länger, dass ein
GroßteilderdeutschenExporte indieEuro-
LänderquasimitdeutschemSteuerzahler-
geld finanziert wird. „Der deutsche Leis-
tungsbilanzüberschuss mit dem Ausland
ist imJahr2012nichtmehrüberprivateKa-
pitalexporte, sondern ausschließlich über
Target-KreditederBundesbankundande-
re öffentliche Hilfskredite finanziert wor-
den“, sagt Sinn. Er fürchtet, dass diese
wachsenden Kredite im Falle eines Zah-
lungsausfalls verloren sind.  SZ/REUTERS

Teurer Pfändungsschutz
Viele Banken verlangen Extragebühren für P-Konten, obwohl es gerichtlich verboten ist

Düsseldorf – Etwa jeder vierte Deutsche
könnte sich vorstellen, eine Pflegekraft
schwarz zu beschäftigen. Das ergab eine
am Dienstag in Düsseldorf veröffentlichte
repräsentativeUmfragederDKVDeutsche
Krankenversicherung. 58 Prozent der Be-
fragten lehnen demnach eine illegale Be-
schäftigung zur Pflege ihrer Angehörigen
ab. Die Skrupel verschwinden laut Umfra-
ge offenbar mit höherem Bildungsab-
schluss. Während 68 Prozent der Haupt-
schulabsolventensichnichtvorstellenkön-
nen, einePflegekraft schwarz zubeschäfti-
gen, sinddiesbeiMenschenmitAbitur nur
noch 51 Prozent. Dabei ist die illegale Be-
schäftigung kein Kavaliersdelikt, sondern
mindestens eine Ordnungswidrigkeit, die
mit hohen Bußgeldern bis zu 500 000 Eu-
ro geahndet wird. Expertenschätzungen
zufolge sind 60 000 bis 100 000 illegale
Pflegekräfte in deutschen Haushalten be-
schäftigt.  AFP
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Einspruch abgewiesen:
Ein Konto in der Schweiz
bleibt weiter gesperrt

Brüssel/Berlin – Nach jahrzehntelanger,
erbitterter Diskussion haben die EU-Fi-
nanzminister amDienstag die Einführung
einer Umsatzsteuer auf Finanzgeschäfte
vereinbart. Sie soll in zunächst elf der
27 Mitgliedstaaten wirksam werden. Ziel
sei es, Banken, Versicherungen, Fonds und
HandelshäuserandenhohenKostenderFi-
nanzkrise zubeteiligen, sagteStaatssekre-
tär Thomas Steffen, der Finanzminister
Wolfgang Schäuble beim Treffen in Brüs-
sel vertrat. EU-Steuerkommissar Algirdas
Šemeta sprach von einem „Meilenstein“.
NebenDeutschlandundFrankreichwol-

len Belgien, Estland, Griechenland, Spani-
en, Italien,Österreich,Portugal, Slowenien
unddie Slowakei die Steuer einführen.Mit
den Niederlanden könnte noch ein zwölf-
tes Land hinzukommen. Die übrigen Staa-
ten lehnen die Steuer bisher ab. Allerdings
sind auch die Befürworter uneins darüber,
was genau besteuert werden soll. Auch die
Verwendung der Erlöse, die sich auf einen
zweistelligenMilliardenbetragproJahrbe-
laufenkönnten, iststrittig.Schäubleerklär-
te inBerlin, die Steuermüssemöglichst al-
le Finanzinstrumente erfassen – also Ak-
tien,Devisen,AnleihenundkomplexePro-
dukte –, die an Börsen und außerhalb da-
von gehandelt werden. Es solle kaumAus-
nahmenunddafüreinenniedrigenSteuer-
satzgeben.Šemeta sagte,wennder fürEn-
deFebruargeplanteGesetzentwurfderEU-
Kommission von den Ländern zügig bera-
tenwerde,könnedieneueSteuerzum1. Ja-
nuar 2014 eingeführt werden.
Vertreter entwicklungspolitischer und

globalisierungskritischer Organisationen
sprachen von einem Durchbruch. „Das ist
ein großer Erfolg für die Zivilgesellschaft,
die sich seit Jahren für diese Steuer einge-
setzthat“, sagtePaterJörgAltvonderKam-
pagne Steuer gegen Armut. Detlef Larcher
vom Bündnis Attac erklärte, die Entschei-
dungderMinister zeige, „dassesmit genü-
gend Druck von unten durchaus möglich
ist, Finanzmärkte zu regulieren“. Jörn

Kalinski von Oxfam forderte die Politik
auf, wenigstens einen Teil der Einnahmen
für die Bekämpfung vonweltweiter Armut
und den Klimaschutz zu verwenden.
AuchSPDundGrünebegrüßtendenBe-

schluss. Sie forderten aber zugleich, dass
auch das krisengeplagte Zypern die Steuer
einführenmüsse. „Länder, dieHilfskredite
für ihren Finanzsektor beantragen, sollten
aktiv daranmitwirken, wenn die EU-Staa-
ten gemeinsam versuchen, mit der Trans-
aktionsteuer den Finanzsektor zur Finan-
zierungöffentlicherAufgabenheranzuzie-
hen“, sagt derGrünen-FinanzexperteGer-
hardSchickderSüddeutschen Zeitung.Bei-
nahe wortgleich äußerte sich der Chef-
Haushälter der SPD, Carsten Schneider.
„Wer –wie Zypern–die Solidarität der Ge-
meinschaft will, muss auch bereit sein, die
GrundlagenfürdieBesteuerungzuverein-
heitlichen und die Einnahmen des Staates
zu stärken“, betonte er. SPDundGrüne se-
heneinHilfspaket fürZypernohnehin sehr
kritisch, weil das Land mit einem radikal
niedrigenUnternehmensteuersatzundan-
geblichaucheiner laxenAnti-Geldwäsche-
politik um Investoren, insbesondere aus
Russland, buhlt. CERSTIN GAMMELIN,

CLAUS HULVERSCHEIDT

Gefangen im VIP-Trakt
Erstmals seit Langem sitzen in Griechenland prominente Politiker und Unternehmer hinter Gittern. Sie sollen den Staat betrogen haben.

Einer von ihnen ist der Ex-Banker Lavrentis Lavrentiadis, der 701 Millionen Euro ins Ausland verschoben haben soll. Er sieht sich als Opfer
Jeder Vierte bereit zu
illegaler Pflegekraft

Einführung 2014
Elf Staaten beschließen Finanztransaktionssteuer
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Wer hier eingesperrt ist, lebt ungemütlich, auch im sogenannten VIP-Flügel: die Haftanstalt im Athener Vorort Korydallos.  FOTO: MILOS BICANSKI/AFP

Zu viel
des Guten

Starker Export treibt deutsche
Leistungsbilanz über EU-Marke


